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Markt Grassau 
Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan  

 

Fassung: 24.07.2025 

 

Zusammenfassende Erklärung gemäß § 6a BauGB 

 
   

 Gemäß § 6 a BauGB ist dem Flächennutzungsplan eine zusammenfassende Erklärung über die Art 
und Weise, wie die Umweltbelange und die Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 
im Flächennutzungsplan berücksichtigt wurden, und aus welchen Gründen der Plan nach Abwägung 
mit den geprüften, in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten gewählt wurde, bei-
zufügen.  
 
 

 Gemeinde: Markt Grassau 

 

 Landkreis: Traunstein 

 

 Geltungsbereich: Der Geltungsbereich des Flächennutzungsplans umfasst das gesamte 

Gemeindegebiet des Marktes Grassau. 

 

 Bearbeiter 

Flächennutzungsplan: 

Architektin & Stadtplaner im PLANKREIS 

Dorner und Gronle Part mbB 

Linprunstraße 54, 80335 München 

www.plankreis.de 

 

 Bearbeiter 

Landschaftsplan: 

WGF Landschaft 

Landschaftsarchitekten GmbH 

Vordere Cramergasse 11, 90478 Nürnberg 

www.wgf-nuernberg.de 

 

   

 Vorbemerkung: Der Markt Grassau stellt mit Beschluss vom 06.10.2020 einen neuen Flä-
chennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan auf, da der rechts-
wirksame Flächennutzungsplan mit den zwischenzeitlich 82 erfolgten Än-
derungen den gegebenen Anforderungen nicht mehr gerecht werden 
kann. 
 
Mit der Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes wird die künftige bau-
liche Entwicklung im Gemeindegebiet in ihren Grundzügen für einen Pla-
nungshorizont von 15-20 Jahren planerisch vorbereitet. Es wird das ange-
strebte städtebauliche und landschaftsräumliche Gesamtkonzept der Ge-
meinde dargestellt. 
 
Der neue Flächennutzungsplan löst den rechtswirksamen Flächennut-
zungsplan des Marktes Grassau aus dem Jahre 1983 inklusive aller seiner 
Änderungen ab. 
 

 

http://www.plankreis.de/
http://www.wgf-nuernberg.de/
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 Verfahrensablauf 
 

 Der Flächennutzungsplan ist als „vorbereitender Bauleitplan“ im BauGB beschrieben und unterliegt folg-
lich den entsprechenden Anforderungen und Verfahrensschritten, wie öffentlichen Beteiligungsrunden, 
Abstimmungen mit Trägern öffentlicher Belange und der Genehmigung durch die höhere Verwaltungs-
behörde. 
Dem förmlichen Verfahren vorgelagert war eine frühzeitige Einbindung der Öffentlichkeit in Form von 
Bürgerwerkstätten und über die Homepage der Gemeinde, sowie eine intensive Auseinandersetzung 
im Marktgemeinderat zu den Zielen der Ortsentwicklung mit der Formulierung von allgemeinen Zielen 
und Leitbildern. 
 

 Aufstellungsbeschluss 06.10.2020 

 Frühzeitige Einbindung der Öffentlichkeit 10/2022 – 05/2023 

 Billigung Vorentwurf 14.12.2023 

 Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit (§3 Abs, 1 BauGB) 05.04.2024 – 17.05.2024 

 Frühzeitige Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange 

(§4 Abs. 1 BauGB) 

05.04.2024 – 17.05.2024 

 Abwägung der Belange und Billigung Vorentwurf 22.10.2024 

 Öffentliche Auslegung (§3 Abs. 2 BauGB) 03.03.2025 – 11.04.2025 

 Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange (§4 Abs. 2 

BauGB) 

03.03.2025 – 11.04.2025 

 Abwägung der Belange und Feststellungsbeschluss 24.07.2025 

 Genehmigung durch das Landratsamt Traunstein  

 Bekanntmachung In Kraft getreten am:  

 

  

  

 Ziele der Planung 
 

 Durch den Flächennutzungsplan ordnet und steuert der Markt Grassau nach eigener Verantwortung 
seine voraussehbaren Bedürfnisse der Bodennutzung für das ganze Gemeindegebiet.  
Der FNP hat die Aufgabe, für das ganze Gemeindegebiet die sich aus der beabsichtigten städtebauli-
chen Entwicklung ergebende Art der Bodennutzung darzustellen. Dabei sind die Ziele der Raumord-
nung und Landesplanung zu berücksichtigen.  
 

 Der Flächennutzungsplan ist gem. § 5 BauGB der vorbereitende Bauleitplan der Gemeinde. Er soll der 
Gemeinde und den Trägern öffentlicher Belange den notwendigen Gesamtüberblick über das Pla-
nungsgebiet, sowie die raumordnerische Einbindung des Bereiches in den gesamten Wirtschafts- und 
Lebensraum ermöglichen. Dafür führt er die Aussagen vieler Teil-/Fachplanungen in einem Gesamt-
planwerk zusammen, welches die Flächen- und Nutzungsentwicklung für einen Planungshorizont von 
ca. 15 Jahren bietet und die Grundlage für die verbindliche Bauleitplanung darstellt. 
 

 Der FNP entwickelt keine unmittelbare Rechtswirkung gegenüber dem Bürger. Eine unmittelbare Bin-
dungswirkung entfaltet der Plan jedoch gegenüber allen am Verfahren beteiligten Behörden und Stellen, 
die Träger öffentlicher Belange sind, soweit sie im Verfahren nicht widersprochen haben.  
Für die einzelnen Baugebiete sind aus dem Flächennutzungsplan die verbindlichen Bebauungspläne 
zu entwickeln (§§ 8 - 12 BauGB). 
 

 Ein wichtiger Aspekt der Bauleitplanung ist die Einbeziehung landschaftlicher Gegebenheiten und die 
Wahrung ökologischer Belange. Ein wesentliches Instrument ist dabei der kommunale Landschaftsplan, 
dessen Inhalte in den Plan integriert wurden. 
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 Dem vorliegenden Flächennutzungsplan liegen unter Berücksichtigung vorhandener Bindungen und 
Planungen folgende wesentliche planerische Leitgedanken und Zielvorstellungen zugrunde: 
 

 Siedlungsentwicklung • Moderate Bevölkerungsentwicklung 

• Aktivierung von Innenentwicklungspotentialen und defensive Auswei-
sung neuer Siedlungsflächen 

• Erhalt der räumlichen Siedlungseinheiten 

• Stärkung der historisch gewachsenen Siedlungskerne 

• Erhalt und Ausbau der Arbeitsplätze, ortsangepasste Gewerbeent-
wicklung 

 
 Landschaftsentwicklung • Berücksichtigung Gewässernetz als landschaftliche Leitstruktur  

• Berücksichtigung bedeutsamer Ökosystemleistungen, Förderung Ent-
wicklungspotential von Moorgebieten 

• Berücksichtigung wertvoller Landschaftsräume als ökologische Kern-
gebiete wie Säume, Bergmähwiesen, Almen und Wälder 

• Vernetzung örtlicher und überörtlicher Besonderheiten sowie von 
Stadt und Landschaft 

• Erhalt und Entwicklung bedeutender Landschaftsräume (Kulturland-
schaft, Landschaftsbild und Klimaanpassung)   

• Erhalt ortsprägender Grünstrukturen und wertvoller ökologisch, klima-
tischer Freiräume 

• Erhalt breiter Freiräume zwischen den eigenständigen Siedlungsein-
heiten 

• Gestaltung der Ortseingänge und Schaffung grüner Ortsränder 
   

   

 Neuentwicklungen / geänderte Darstellung aufgrund neuer Planungsziele 
  

 Der neuaufgestellte Flächennutzungsplan ist von sehr zurückhaltenden Bauflächenausweisungen ge-
prägt. Vor Inanspruchnahme neuer Flächen für Siedlungszwecke im bauplanungsrechtlichen Außen-
bereich sollten daher zunächst die Potentiale im Innenbereich genutzt werden. Schwerpunkt der Sied-
lungsentwicklung stellt dabei die Nachnutzung des ehemaligen Körting-Areals im östlichen Gemeinde-
teil dar. Ein Wachstum über die bestehenden Ortsränder hinaus soll vermieden werden. Flächenneu-
darstellungen beschränken sich daher auf kleinere Arrondierungen und die Nutzung von wenigen un-
bebauten Flächen im Innenbereich. Im Bereich des Gewerbegebietes Eichelreuth erfolgten im Hinblick 
auf eine kompaktere städtebauliche Entwicklung Flächenverlagerungen.  
 
Vielfach wurden zudem Bauflächenausweisungen des bislang rechtswirksamen FNP, die bisher nicht 
bebaut wurden reduziert. Den aufgenommenen Flächenneudarstellungen von ca. 2,5 ha (Summe aller 
Nutzungsarten) stehen Flächenrücknahmen von ca. 5,6 ha aus dem rechtswirksamen FNP gegenüber. 
In der Summe entsteht daraus eine Flächenrücknahme von ca. 3 ha. Aufgrund dessen ergeben sich 
gegenüber dem bisherigen FNP vielfach eine Reduzierung von Eingriffen in Natur und Landschaft und 
nur sehr geringe zusätzliche Auswirkungen. 

 

  

 Art und Weise der Berücksichtigung der Umweltbelange 

  
 Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens wurde eine Umweltprüfung gemäß § 2a BauGB durchgeführt. 

Die Umweltbelange sind in der Begründung zum Flächennutzungsplan in Form eines Umweltberichtes 
dargelegt. Der Umweltbericht behandelt alle sich aus der Neuaufstellung ergebenden umweltrelevanten 
Änderungen im Vergleich zum rechtskräftigen Flächennutzungsplan aus dem Jahr 1988. 
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Um die Auswirkungen der Planung beurteilen zu können, wurden die Schutzgüter in ihrem Bestand und 
bezogen auf ihre Empfindlichkeit gegenüber den verschiedenen Inhalten des Flächennutzungsplans 
sowie den Entwicklungen der Landschaft beschrieben, auf ihre Auswirkungen geprüft sowie Aussagen 
zu Vermeidungs- und Verringerungsmaßnahmen hinsichtlich des jeweiligen Schutzgutes getroffen. 
 

  

 Einbezug der Ergebnisse der Umweltprüfung in den Plan 
  
 Die relevanten Umweltbelange wurden insbesondere wie folgt berücksichtigt: 

 
Schutzgut Mensch, menschliche Gesundheit 
Für Siedlungserweiterungen wurden keinen wertvollen Erholungsräume in Anspruch genommen. Sie 
wurden in verkehrlich gut erschlossenen Lagen vorgesehen; aufgrund der Nähe zu bestehenden Straße 
können im Einzelfall verkehrsbedingte Lärmimmissionen nicht ausgeschlossen werden. Die sich hie-
raus ergebende Lärmthematik ist auf der Ebene der nachgelagerten Bauleitplanung zu bewältigen. 
Zur Förderung der Naherholung und des Freizeitangebots und damit zur Förderung der Gesundheit 
wurden im Landschaftsplan Maßnahmen benannt. 
 
Schutzgut Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt 
Für Siedlungserweiterungen wurden keinen wertvollen Lebensräume in Anspruch genommen. Der 
Landschaftsplan stellt die nach Naturschutzrecht schützenswerten Landschaftsbestandteile sowie wert-
volle Biotope dar und benennt Maßnahmen zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft, 
die isolierte Einzelbereiche durch Verbundachsen untereinander vernetzen und die Basis für ein Bio-
topverbundsystem bilden. Auf spezifische Landschaftsräume wie Almen und Moore wird eingegangen. 
In der Summe werden die Schutzgüter durch die benannten Maßnahmen im Landschaftsplan positiv 
befördert.  
 
Schutzgut Boden 
Für Siedlungserweiterungen werden ausschließlich intensiv genutzte Acker-, Grünlandstandorte oder 
Brachflächen beansprucht. Für Siedlungserweiterungen wurden keinen schützenswerten Böden in An-
spruch genommen. Böden mit hoher natürlicher Ertragsfähigkeit wurden soweit möglich von baulichen 
Nutzungen freigehalten. Die größte bauliche Entwicklung findet auf einer gewerblichen Konversionsflä-
che und wurde damit auf einen bereits vorbelasteten Standort konzentriert. Zur Förderung des Entwick-
lungspotenzials schützenwerter Böden wurden im Landschaftsplan Maßnahmen benannt.  
 
Schutzgut Wasser 
Wasserwirtschaftliche Belange (Trinkwasserschutzgebiet) wurden beachtet; in diesen Bereichen wur-
den keine neuen Bauflächen dargestellt. In einem Einzelfall befindet sich eine Neudarstellung innerhalb 
des  amtlich festgesetzten Überschwemmungsgebiets, deren Darstellung eine richterliche Entschei-
dung zugrunde liegt. Entlang des Gewässernetzes wurden Bauflächenausweisungen des bislang 
rechtswirksamen FNP zurückgenommen. Zur Förderung der Gewässerverbundachsen wurden im 
Landschaftsplan verschiedene Maßnahmen benannt. 
 
Schutzgut Klima/Luft 
Für Siedlungserweiterungen werden i.d.R. klimatisch wirksame, kaltluftbildende Fläche beansprucht.  
Für die in Grassau avisierten Vorhaben sind hieraus keine relevanten Auswirkungen auf die Klimafunk-
tionen zu erwarten. Zur Förderung der stadtklimatischen Funktionen wurden siedlungsnahe Freiräume 
mit Grünverbindungen dargestellt, klimawirksame Grünzäsuren erhalten sowie im Landschaftsplan 
Maßnahmen benannt die das Schutzgut Klima positiv befördern. 
 
Schutzgut Landschaftsbild 
Aufgrund der sehr zurückhaltenden Bauflächenausweisungen im Anschluss an bestehende Bauflächen 
bleibt das charakteristische Landschaftsbild von Grassau erhalten. Für Siedlungserweiterungen an 
Ortsrandlagen wurden im Landschaftsplan Maßnahmen zur Ortsrandeingrünung benannt sowie klare 
Begrenzungen des Siedlungswachstums aufgezeigt.  
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Schutzgut Kultur- und Sachgüter 
Für Siedlungserweiterungen werden keine Baudenkmäler visuell beeinträchtigt; Bodendenkmäler wer-
den nicht berührt. Im Marktgemeindegebiet befinden sich keine Gebiete für den Abbau von Bodenschät-
zen oder andere relevante Sachgüter.  
 
Schutzgut Fläche 
In der Planung stehen sich neue Bauflächenausweisungen in Höhe von 2,46 ha und Rücknahmen in 
der Größenordnung von 5,6 ha gegenüber. Standortvarianten wurden im Zuge der Planung diskutiert. 
Die Bauflächenerweiterung beruht auf der mit Regierung und Landesplanung abgestimmten bedarfs-
orientierten bauliche Entwicklung mit einem Wachstum von 7,7 % auf den Planungshorizont von 20 
Jahren.  
In der Flächennutzungsplanung wurde durch die geeignete Standortwahl dem Vermeidungsgebot so-
weit möglich frühzeitig Rechnung getragen.  
Im Umweltbericht erfolgte eine überschlägige Abschätzung des künftigen Ausgleichsbedarfs anhand 
der geplanten Bauflächen. Die abschließende Festlegung erfolgt im Rahmen des nachfolgenden Be-
bauungsplanverfahren. 
 
Entwicklung von Natur und Landschaft 
Der integrierte Landschaftsplan dient als fachliche Grundlage für den Biotopverbund und die land-
schaftspflegerischen Maßnahmen. Er kann zugleich in Teilen als Kompensationskonzept umgesetzt 
werden. Zu den erheblichen positiven Auswirkungen gehört die Darstellungen von Kulissen zur Förde-
rung von Maßnahmen zur Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft, die einen wesentlichen 
Beitrag dazu leisten, dass das für das Marktgemeindegebiet prägende Feuchtgebietsnetz nicht nur er-
halten wird, sondern als wesentlicher Baustein hin zur klimaresilienten Marktgemeinde entwickelt wer-
den kann. 
 

  

 Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Umweltauswirkungen  

(Monitoring) 
  

 Ein Monitoring ist nicht erforderlich 
 

 Entsprechend der Aufgabe und Funktion des Flächennutzungsplanes als vorbereitender Bauleitplan 
können Auswirkungen auf die Umwelt und damit auf die einzelnen Schutzgüter nicht im Detail und ab-
schließend beschrieben und bewertet werden. In seiner planerischen Vorbereitungsfunktion übt der 
Flächennutzungsplan keine unmittelbaren Auswirkungen auf die tatsächliche Nutzung aus. 
Die vorgebrachten Umweltbelange wurden im Umweltbericht und in den Steckbriefen bearbeitet. Die 
daraus resultierenden Maßnahmen sind auf der nächsten Planungsebene bei jeweiliger Projektentwick-
lung über die Bebauungspläne zu konkretisieren. 
 

  

 Gründe für die Festlegung des Plans in der gewählten Gestalt  
(Prüfung von Alternativen) 

  

 Ein Wachstum über die bestehenden Ortsränder hinaus soll vermieden werden. Für diese Arrondierun-
gen wurden alternative Möglichkeiten im Prozess der Erstellung der Planung mit der Bevölkerung und 
dem Marktgemeinderat diskutiert. Bei der Standortwahl wurden neben den landschaftlichen Empfind-
lichkeiten eines Standortes die unterschiedliche Charakteristik und der damit mögliche unterschiedliche 
Entwicklungsumfang der einzelnen Ortsteile besonders berücksichtigt. 
 
Aufgrund der vorhandenen Naturausstattung (insbesondere Boden, Wasser, Klima) und den bestehen-
den wertvollen Landschaftsteilen wie Schutzgebiete und Biotope, war keine alternative Konzeption zur 
Entwicklung der Landschaft mit der geforderten Verbundfunktion möglich. 
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 Ergebnisse der Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden 
 

 Im Zuge der Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes wurden 2 Beteiligungsrunden durchgeführt. 
Innerhalb des Planungsprozesses fand eine intensive Auseinandersetzung mit verschiedenen Pla-
nungsvorstellungen statt. Die Eignung von Flächen für bauliche Nutzungen wurden wiederholt unter 
Abwägung der privaten und öffentlichen Belange geprüft. Die vorgenannten Planungsziele waren dabei 
für die Entscheidung der im Flächennutzungsplan dargestellten Flächen maßgebend.  
Im Folgenden seien die wesentlichen Einwendungen und ggf. Planänderungen, die im Laufe des Ver-
fahrens erfolgt sind, genannt.  
 

 Einwendungen aus der Öffentlichkeit 
 

 • Antrag auf Darstellung zusätzlicher Wohnbauflächen über die bestehenden Ortsränder hinaus 
➢ Den Anträgen wurde bei Flächen im Außenbereich im Hinblick auf die beschlossenen Ent-

wicklungsziele nicht stattgegeben. Eine Baulücke am östlichen Ortsrand vom Hauptort 
Grassau wurde ergänzt. 

• Einwand gegen die Darstellung von Wohnbauflächen in der Nähe landwirtschaftlicher Betriebe 
➢ Neue Bauflächen wurden nicht aufgenommen. Zurücknahmen aus rechtskräftigen Bebau-

ungsplänen sind auf Ebene des FNP nicht erfolgt. Die Begründung wurde diesbezüglich 
nachrichtlich geschärft. 

• Wunsch nach Erhalt und Umnutzung des Gebäudebestandes im ehemaligen Körting-Areal 
➢ Die konkrete Behandlung erfolgt auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung. Der FNP 

übernimmt unverändert das beschlossene Rahmenkonzept. 

• Kritische Bewertung des Ansatzes einer moderaten Bevölkerungsentwicklung 
➢ Der Planungsansatz wird im Hinblick auf die beschlossenen Planungsziele und auf Grund-

lage der vorliegenden statistischen Zahlen als realistisch bewertet. Es erfolgt keine Planän-
derung. 

• Einwände gegen teils nicht korrekt übernommene Bestandssituationen (Wald, Bäume, Biotope, 
Zufahrtsmöglichkeiten zu landwirtschaftlichen Flächen …) 
➢ Redaktionelle Anpassungen entsprechend des Bestandes 

• Einwände gegen die Darstellungen innenliegender landwirtschaftlicher Flächen als Grünflä-
chen und erhaltenswerte ökologische, klimatische und kulturelle Freiräume; Erhalt ortsprägen-
der Grünstrukturen sowie Einwände gegen Rücknahme von Baulücken mit durchgrünendem 
Charakter aus der Bauflächendarstellung 
➢ Rücknahme der Darstellung 

• Bauwünsche innerhalb des Überschwemmungs- und Trinkwasserschutzgebiet 
➢ Den Bauwünschen wurde nicht entsprochen  

 

 Änderungen aufgrund von Behördeneinwendungen 
 

 • Immissionsschutz 
➢ Ergänzungen hinsichtlich erforderlicher Schallschutzuntersuchungen im Rahmen verbind-

licher Bauleitplanungen 
➢ Ergänzende Kennzeichnung von Bauflächen mit bestehenden Nutzungseinschränkungen 
➢ Änderung einer Fläche von Gewerbegebiet in Mischgebiet aufgrund bestehender Nachbar-

schaften 

• Hochwasserschutz / Trinkwasserschutz 
➢ Aktualisierung der festgesetzten Überschwemmungsgebiete und Risikogebiete 
➢ Ergänzende Kennzeichnung bei Bauflächenüberlagerungen mit HQ 100  
➢ Hinweise zur Niederschlagswasserbeseitigung und hochwasserangepasste Bauleitplanung 
➢ Berücksichtigung der Gefahr von Sturzfluten bei Starkregenfällen im weiteren Planungs-

prozess 
➢ Ergänzung Hinweis auf richterliche Entscheidung (Fl.Nr.14/4)  
➢ Aufgehobenes Wasserschutzgebiet Tennbodenbach wird aus der Darstellung entfernt 
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• Natur und Umwelt 
➢ Ergänzung von Gewässerrandstreifen im Innenbereich 
➢ Ergänzung Geogefahren 
➢ Ergänzung Geotope und -schutz 
➢ Darstellung tatsächlicher Waldbestände im Bereich ehemaliger Baumschule als Wald 
➢ Anpassung der möglichen Förderungen Wald 
➢ Hinweis auf Beratungsmöglichkeiten zum Biotopschutz und Biotopverbund 
➢ Textliche Anpassungen zum Thema Klimaanpassung (Baumarten) 

• Sonstige Anpassungen und Ergänzungen 
➢ Ergänzungen bei Straßenbezeichnungen und Anbauverbotszonen 
➢ Hinweise auf Verkehrslärm und freizuhaltende Sichtfelder 
➢ Änderung der Flächendarstellung SO „Caravan-Sportplatz“ in Mischgebiet  
➢ Ergänzung von Freileitungen und Trafostationen 
➢ Ergänzungen bei Bezeichnungen bestehender Anlagen (Biomassehof, Umspannwerk) 
➢ Ergänzende Hinweise zum Denkmalschutz 
➢ Anpassung Abgrenzung Dorfgebiet an tatsächliche Nutzung in Viehhausen 
➢ Ergänzung einer fehlenden Bahnfläche (Nähe Torfbahnhof) 

  

 Die mit der zweiten Planauslegung vorgebrachten Einwendungen und Hinweise haben zu keiner 
Planänderung geführt, die eine erneute formelle Beteiligung erfordern.  
 

  

 Nach Genehmigung durch das Landratsamt Traunstein am …..… wurde der Flächennutzungsplan mit 
integriertem Landschaftsplan am ……… ortsüblich bekanntgemacht. Der Flächennutzungsplan wurde 
damit rechtswirksam.  
 

  

  

   

   

 


